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§ 103 BWG Ubergangsbestimmungen

BWG - Bankwesengesetz

@ Bericksichtigter Stand der Gesetzgebung: 15.08.2023

Nach dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes gelten folgende Ubergangsbestimmungen:

1. (zu81 Abs.1Z22und 23)

Berechtigungen zum Betrieb des Wechselstubengeschaftes und des Finanztransfergeschaftes, die zum
Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens von 8 1 Abs. 1 Z 22 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 35/2003 auf
Grund der GewO 1994 bestanden haben, erléschen mit Ablauf des 30. Juni 2004.

2. (zu83Abs.1Z212)

Die in 8 3Abs. 1 Z 12 in der Fassung BGBI. Nr. 69/2015 enthaltene Ausnahme ist auch auf die mit Verordnung des
Bundesministers flr Justiz vom 9. April 1965, BGBI. Nr. 95/1965, gemal3§ 1 Abs. 3 Depotgesetz betraute
Wertpapiersammelbank oder eine die Funktion fortsetzende Tochtergesellschaft der Wertpapiersammelbank
anzuwenden, bis Uber den Antrag auf Zulassung als Zentralverwahrer gemald Verordnung (EU) Nr. 909/2014
endgultig entschieden wurde.

3. bis4.(Anm.: aufgehoben durch BGBI. | Nr. 35/2003)
5. (zu§84Abs. 1)

Soweit ein Kreditinstitut bei Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes nach den bisherigen gesetzlichen
Bestimmungen Bankgeschafte betreiben durfte, ist eine Konzession gemal3 8 4 Abs. 1 nicht erforderlich.

6. (zu85Abs.179)

Bei zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bestellten Geschaftsleitern, die nicht
Osterreichische Staatsburger sind, ist eine Bestatigung des Heimatstaates nicht erforderlich.

7. (zu89)

Fur Zweigstellen von Kreditinstituten aus Mitgliedstaaten, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes zum Betrieb von Bankgeschiften in Osterreich berechtigt sind, wird vermutet, daR sie
Gegenstand des Verfahrens gemal3 § 9 Abs. 1 bis 4 waren. § 9 Abs. 5 und 7 und § 15 sind anzuwenden.

8. (zu8811und13)
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FUr Zweigstellen von Finanzinstituten aus Mitgliedstaaten, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes zur AusUbung von Tatigkeiten gemaR Z 2 bis 14 des Anhangs zur Richtlinie 89/646/EWG in
Osterreich berechtigt sind, wird vermutet, daR sie Gegenstand des Verfahrens gemaR § 11 Abs. 1 bis 3 oder § 13
Abs. 1 bis 3 waren. Die 88 11 Abs. 5, 13 Abs. 4 und 17 sind anzuwenden.

(zu8 22 Abs. 1)
(Anm.: lit. a aufgehoben durch BGBI. | Nr. 141/2006)
(Anm.: lit. b und c aufgehoben durchBGBI. | Nr. 184/2013)

(Anm.: lit. d aufgehoben durch BGBI. | Nr. 141/2006)

(Anm.: Z 9a aufgehoben durch Art. 9 Z 38,BGBI. | Nr. 107/2017)

10.

a)

aa)

(zu 822 Abs. 3)

Geldforderungen, die durch Pfandbriefe und Kommunalschuldverschreibungen nach den Bestimmungen des
Pfandbriefgesetzes 1927, dRGBI. | S 492, und des Hypothekenbankgesetzes idF dRGBI. | S 1574/1938
refinanziert sind und zum Zwecke der Wertpapierdeckung dienen, kdnnen mit 50 vH gewichtet werden.

Pfandbriefe, Kommunalschuldverschreibungen und fundierte Bankschuldverschreibungen, die nach den
Bestimmungen des Pfandbriefgesetzes 1927, dRGBI. | S 492, des Hypothekenbankgesetzes idF dRGBI. | S
1574/1938 sowie des Gesetzes vom 27. Dezember 1905 (RGBI. Nr. 213) betreffend fundierte
Bankschuldverschreibungen emittiert wurden, sind mit 10 vH zu gewichten.

Aktivposten aus Immobilien-Leasinggeschaften sind mit 50 vH zu gewichten, wenn das Leasingobjekt im Inland
gelegen ist, gewerblich genutzt wird und der Leasinggeber uneingeschrankt Eigentimer des Leasingobjekts
bleibt, bis der Leasingnehmer seine Kaufoption ausubt.

Kreditinstitute gemal § 3 Abs. 1 Z 4kdnnen Forderungen an gesetzlich anerkannte Religionsgemeinschaften
und diesen nahestehende Institutionen mit 0 vH gewichten, soweit die Forderungen durch vor dem 1. Janner
1993 begebene Schuldverschreibungen refinanziert sind.

Kreditinstitute gemaR § 3 Abs. 2 Z 6kénnen Forderungen an Kreditinstitute desselben Sektors mit 0 vH
gewichten, soweit diese durch vor dem 1. Janner 1993 begebene Schuldverschreibungen refinanziert sind.

Darlehen, die in vollem Umfang durch Hypotheken auf Blrordume oder vielseitig nutzbare Geschaftsraume im
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats gesichert sind, der die Gewichtung mit 50 vH erlaubt, kdnnen nach MaRRgabe
der folgenden Bestimmungen mit 50 vH gewichtet werden. Hierbei wird mit einem Risiko von 50 vH der Teil
des Darlehens gewichtet, der die nach sublit. aa oder bb berechnete Obergrenze nicht Uberschreitet. Mit
100 vH wird der Teil des Darlehens gewichtet, der diese Obergrenzen Uberschreitet. Die Immobilie muf3
entweder vom Eigentimer genutzt werden oder vermietet sein.

Obergrenze 50 vH des Marktwerts der betreffenden Immobilie:

Der Marktwert der Immobilie muf3 von zwei unabhangigen Schatzern berechnet werden, die zum Zeitpunkt
der Darlehensgewdhrung voneinander unabhdngige Bewertungen vornehmen. Dem Darlehen ist die
niedrigere der beiden Schatzungen zugrunde zu legen. Die Immobilie wird mindestens einmal jahrlich von
einem Schatzer erneut geschatzt. Im Falle von Darlehen, die eine Million Euro und 5 vH der Eigenmittel des
Kreditinstituts nicht Uberschreiten, wird die Immobilie mindestens alle drei Jahre von einem Schatzer einer

erneuten Schatzung unterzogen.
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bb)

11.

Obergrenze 50 vH des Marktwerts der Immobilie oder 60 vH des Beleihungswertes - je nachdem, welcher
Wert niedriger ist - in den Mitgliedstaaten, deren Rechts- oder Verwaltungsvorschriften strenge Kriterien fur
die Bewertung des Beleihungswertes enthalten:

Als Beleihungswert gilt der Wert der Immobilie, der von einem Schatzer ermittelt wird, welcher eine
sorgfaltige Schatzung der kinftigen Marktgangigkeit der Immobilie unter BerUcksichtigung ihrer langfristig
unveranderlichen Merkmale, der normalen und o&rtlichen Marktbedingungen, ihrer derzeitigen Nutzung
sowie angemessener Alternativnutzungen vornimmt. In die Schatzung des Beleihungswertes dirfen keine
spekulativen Gesichtspunkte einflieBen. Der Beleihungswert ist in transparenter und eindeutiger Weise zu
belegen.

Der Beleihungswert und insbesondere die zugrundeliegenden Annahmen Uber die Entwicklung des
betreffenden Marktes sind mindestens alle drei Jahre oder dann, wenn der Marktwert um mehr als 10 vH
sinkt, neu zu schatzen bzw. zu bewerten.

In den Fallen der sublit. aa und bb gilt als Marktwert der Preis, zu dem die Immobilie im Rahmen eines privaten
Vertrags zwischen einem verkaufsbereiten Verkdufer und einem unabhdngigen Kaufer zum Zeitpunkt der
Schatzung verkauft werden kénnte, wobei die Annahme zugrunde gelegt wird, dal3 die Immobilie 6ffentlich auf
dem Markt angeboten wird, dal die Marktbedingungen eine ordnungsgemale VerauRerung ermdglichen und
daR fur die Aushandlung des Verkaufs ein im Hinblick auf die Art der Immobilie normaler Zeitraum zur
Verflgung steht. Zum 1. Janner 1999 ausstehende Darlehen kdnnen mit einem Risiko von 50 vH gewichtet
werden, sofern die in diesem Absatz genannten Voraussetzungen erfullt sind. In diesem Fall ist die Immobilie
spatestens drei Jahre nach dem Zeitpunkt der Umsetzung der Richtlinie nach den vorstehend festgelegten
Bewertungskriterien zu schatzen.

(zu 8 22 Abs. 4)

Bei Solidarburgschaften fir Emissionen von Kreditinstituten, die vor dem 1. Janner 1993 begeben worden sind,
gilt der institutsinterne Anteil als auRerbilanzmaliiges Geschaft mit hohem Kreditrisiko, dartber hinausgehende
Solidarburgschaften sind ein niedriges Kreditrisiko.

(Anm.: Z 11a aufgehoben durch BGBI. | Nr. 141/2006)

(Anm.: Z 11b aufgehoben durch BGBI. | Nr. 33/2000)

11¢c. (zu’§ 22g)

Far vor dem 1. Janner 1998 begebene Pfandbriefe, Kommunalschuldverschreibungen und fundierte
Bankschuldverschreibungen, die nach den Bestimmungen des Pfandbriefgesetzes 1927, dRGBI. | S 492, des
Hypothekenbankgesetzes in der Fassung dRGBI. | S 1574/1938 sowie des Gesetzes vom 27. Dezember 1905
betreffend fundierte Bankschuldverschreibungen, RGBI. Nr. 213, emittiert wurden, gelten flr das spezifische
Positionsrisiko laufzeitabhangig folgende Satze:

0 bis 6 Monate Uber 6 bis 24 Monate Uber 24 Monate

0,125 vH 0,5vH 0,8 vH

(Anm.: Z 11d aufgehoben durch BGBI. | Nr. 141/2006)

12.

(zu § 23 Abs. 6)
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13.

Die in Jahresabschllssen bis zum 31. Dezember 2000 gebildete Haftricklage gemali§ 23 Abs. 6 in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 123/1999 ist in den Buchern als solche fortzufiihren, wobei die Regelungen tber
die bestimmungsgemaRe Verwendung gemaR § 23 Abs. 6in der Fassung des BundesgesetzesBGBI. |
Nr. 123/1999 weiter anzuwenden sind. Der in § 23 Abs. 6 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 33/2000
genannte Hundertsatz ist auf den seit dem 1. Janner 2001 entstandenen Zuwachs der Bemessungsgrundlage

anzuwenden.
(zu 8 23 Abs. 8Z 4)

§ 23 Abs. 8 Z 4 ist flr nachrangiges Kapital anzuwenden, das nach dem 31. Dezember 1993 begeben wird.

(Anm.: Z 14 bis 19 aufgehoben durchBGBI. | Nr. 141/2006)

20.

(zu § 26a Abs. 6)

Die Bewilligung ist nicht erforderlich, soweit ein Kreditinstitut bereits Gber eine gleichartige Bewilligung gemaR
§ 14a Abs. 7 Kreditwesengesetz - KWG 1979, BGBI. Nr. 63/1979, in der Fassung BGBI. Nr. 325/1986 oder gemal
§ 26 Abs. 7 dieses Bundesgesetzes in der Fassung BGBI. Nr. 532/1993 verfiigt.

(Anm.: Z 20a aufgehoben durch BGBI. | Nr. 141/2006)

21.

d)

aa)

bb)

cQ)

dd)

(zu § 27)
(Anm.: lit. a aufgehoben durch BGBI. | Nr. 45/2002)

Bis zum 31. Dezember 1998 sind als GroRveranlagung jene Aktivposten, aulBerbilanzmaRigen Geschéafte und
besonderen aullerbilanzmaliigen Finanzgeschafte anzusehen, deren gemal § 27 Abs. 2in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. Nr. 445/1996 ermittelter Wert 15 vH der anrechenbaren Eigenmittel des Kreditinstitutes
bzw. der Kreditinstitutsgruppe erreicht und mindestens 7 Millionen Schilling betragt.

Bis zum 31. Dezember 1998 gelten als Obergrenze fur die einzelne GroRRveranlagung gemal8 27 Abs. 7 in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBI. Nr. 445/1996 an Stelle der dort genannten Hundertsatze von 25 vH und
20 vH die Hundertsatze von 40 vH und 30 vH.

GroRveranlagungen, die zum 1. Janner 1995 vertraglich in einer Hohe eingerdumt waren, die den Hundertsatz
von 40 vH Uberschritten haben, kdnnen zur Erfullung der Vertragsbedingungen durch das Kreditinstitut bis
zum Ende der vertraglich vereinbarten Laufzeit unter den nachstehenden Voraussetzungen gemal3 sublit. aa

bis dd weiterlaufen:
Sie durfen ab dem 1. Janner 1997 betragsmaRig nicht mehr erhéht werden;
die Hohe der Veranlagung zum 1. Janner 1997 muB bereits zum 1. Janner 1995 vereinbart gewesen sein;
die Laufzeit der Veranlagung muf3 bereits zum 1. Janner 1995 vereinbart gewesen sein;

ist keine Laufzeit vereinbart oder erfolgt die Veranlagung bis auf weiteres, so hat die Kiindigung spatestens

zum 31. Dezember 1998 zu erfolgen.

Grol3veranlagungen, die zum 1. Janner 1995 die Hohe von 30 vH Uberschritten haben und bei denen eine
Uberschreitung dieser Grenze auch noch zum 31. Dezember 1998 besteht, kénnen unter den in sublit. aa bis

dd genannten Voraussetzungen vertraglich weiterlaufen.
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g)

Grol3veranlagungen, die zum 31. Dezember 1998 die Hundertsatze von 25 vH bzw. 20 vH Uberschreiten, sind
unbeschadet der lit. d bis zum 31. Dezember 2001 auf diese Hundertsatze rlckzufuhren. Innerhalb des
Zeitraums zwischen dem 1. Janner 1999 und dem 31. Dezember 2001 ist eine betragsmalige Erhéhung jedoch
unzulassig.

FUr Kreditinstitute, deren anrechenbare Eigenmittel zum 31. Dezember 1998 den Betrag von 95 Millionen
Schilling nicht Uberschreiten, gilt: Die Fristen gemald den lit. ¢ und e verldngern sich bis zum 31. Dezember
2003 bzw. 31. Dezember 2006.

Vor dem 1. Janner 2002 eingerdumte GroRveranlagungen, die durch Pfandbriefe und
Kommunalschuldverschreibungen nach den Bestimmungen des Pfandbriefgesetzes und des
Hypothekenbankgesetzes refinanziert sind und zum Zwecke der Wertpapierdeckung dienen, kdnnen mit 50 vH
gewichtet werden.

(Anm.: Z 22 und 22a aufgehoben durch BGBI. | Nr. 141/2006)

22b.

aa)

bb)

23.

24.

25.

(zu § 33 Abs. 6):

Die Angabe des effektiven oder des fiktiven Jahreszinssatzes und die Héhe der Anderung kann in der
schriftlichen Verbraucherinformation entfallen, sofern der Kreditvertrag vor dem 1. Janner 1994 abgeschlossen
wurde und seine Laufzeit spadtestens am 31. Dezember 2003 endet. Enthalt die schriftliche
Verbraucherinformation keine Angaben zum effektiven oder fiktiven Jahreszinssatz, so hat das Kreditinstitut

darauf hinzuweisen, da sonstige ausgewiesene Zinssatze keinen richtigen Vergleich mit Kostenangaben auf
Basis des effektiven oder fiktiven Jahreszinssatzes zulassen und

auf ausdricklichen Wunsch des Verbrauchers ihnm auch den effektiven oder fiktiven Jahreszinssatz sowie die
Hohe der Anderung schriftlich bekanntzugeben.

(zu 8 33 Abs. 8)
§ 33 Abs. 8 ist auf jene Kredite nicht anzuwenden, die vor dem 1. Janner 1994 vergeben worden sind.
(zu 8 40 Abs. 2)

Kunden, die bestehende Konten auf fremde Rechnung betreiben, haben diesen Umstand und die Identitat der
Treugeber dem Kredit- oder Finanzinstitut bis zum 31. Dezember 1994 bekanntzugeben sowie nachzuweisen.
Die Kredit- und Finanzinstitute haben nach Ablauf dieser Frist bei begrindetem Verdacht auf Verletzung der
Verpflichtung zur Offenlegung der Konten gemal3 8 41 Abs. 1 erster Satz vorzugehen.

(zu 842 Abs. 7)

§ 42 Abs. 7 tritt mit 1. Janner 1995 in Kraft.

(Anm.: Z 25a aufgehoben durch BGBI. | Nr. 141/2006)

25b.

26.

27.

(zu 8 44 Abs. 3 bis 6)

8§ 44 Abs. 3 bis 6 ist erstmals auf Geschaftsjahre anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 1995 beginnen.
(zu 8 43, Anlage 1)

(Anm.: aufgehoben durch BGBI. Nr. 753/1996)

(zu 8 43, Anlage 2)

Anlage 2 zu § 43 ist erstmals auf Geschaftsjahre anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 1994 enden.
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28.

(zu den 88 45 bis 56, 58 und 59)

Die 88 45 bis 56, 58 und 59 treten mit 1. Janner 1995 in Kraft.

(Anm.: Z 28a aufgehoben durch BGBI. | Nr. 141/2006)

28b.

28c.

28d.

28e.

28f.

28g.

29.

29a.

30.

(zu86221)

Revisoren, die gemald den bis zum Inkrafttreten dieser Bestimmung geltenden Vorschriften zur Bankprifung
befugt waren und diese Pflichtprifungstatigkeit tatsachlich ausgetbt haben, gelten als zugelassene Revisoren
im Sinne des § 13 GenRevG 1997. Diese Zulassung als Bankprifer ist von den Revisoren bis zum 30. September
1999 unter Nachweis der bisherigen Tatigkeit dem Bundesministerium fir Justiz zu melden und von diesem in
der Liste der zugelassenen Revisoren (§8 13 Abs. 2 GenRevG 1997) ersichtlich zu machen. Die zur Bankprifung
berechtigten Revisoren sind bei der Eintragung in die Liste der zugelassenen Revisoren mit einem Zusatz zu
kennzeichnen, der auf die Berechtigung zur Bankprifung gemaR § 61 BWG hinweist.

Die 88 43 Abs. 1, 44 Abs. 1, 59a und 65 Abs. 1 in der Fassung des BundesgesetzesBGBI. | Nr. 161/2004 sind
erstmals flr Geschaftsjahre anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2004 beginnen.

§ 59ain der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 161/2004 muss von Ubergeordneten Kreditinstuten, von
denen lediglich Schuldtitel zum Handel an einem geregelten Markt im Sinne des § 2 Z 37 BWG zugelassen sind
oder deren Wertpapiere zum o&ffentlichen Handel in einem Nichtmitgliedstaat zugelassen sind und die zu
diesem Zweck seit einem Geschéftsjahr, das vor dem 11. September 2002 begonnen hat, international
anerkannte Standards anwenden, erst fr Geschéftsjahre angewandt werden, die nach dem 31. Dezember 2006
beginnen. In diesem Fall ist § 59a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 97/2001 weiterhin anwendbar.

(zu§8 61 Abs. 2,862 74 und 6a)

8 61 Abs. 2und § 62 Z 4 und 6a in der Fassung des BundesgesetzesBGBI. | Nr. 59/2005 sind auf Geschéftsjahre
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2005 beginnen, auch wenn der Bankprifer bereits vor diesem
Zeitpunkt unter Anwendung der friher geltenden Rechtslage bestellt wurde.

(zum Entfall von § 62 Z 2)

§ 62 Z 2ist auf die Prufung von Geschaftsjahren nicht mehr anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2005
beginnen, auch wenn der Bankprufer bereits vor diesem Zeitpunkt unter Anwendung der friher geltenden
Rechtslage bestellt wurde.

(zu 8 62a und Entfall von § 63 Abs. 8):

8 62ain der Fassung des BundesgesetzesBGBI. | Nr. 59/2005 ist auf die Prifung von Geschaftsjahren
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2005 beginnen, auch wenn der Bankprufer bereits vor diesem
Zeitpunkt unter Anwendung der friher geltenden Rechtslage bestellt wurde. 8 63 Abs. 8 ist auf die Prufung von
Geschéftsjahren nicht mehr anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2005 beginnen, auch wenn der
Bankprufer bereits vor diesem Zeitpunkt unter Anwendung der friiher geltenden Rechtslage bestellt wurde.

(zu8 63 Abs. 1)
8 63 Abs. 1 ist erstmals auf Geschaftsjahre anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 1994 beginnen.

§ 23 Abs. 13,8 23 Abs. 147 8,8 24 Abs. 1, 8 30 Abs. 7a, 8 30 Abs. 9a, 8 63 Abs. 4 Z 2b, § 69, § 70 Abs. 4, § 70a
Abs. 5und§ 73 Abs. 3sind erstmals fur Geschaftsjahre anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2004

beginnen.

(zu§8 64 Abs. 1Z4)
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§8 64 Abs. 1 Z 4ist erstmals auf Geschaftsjahre anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 1995 beginnen. Fur
Geschéftsjahre, die vor dem 31. Dezember 1996 enden, gilt folgende Regelung:

Die Gliederung der im§ 64 Abs. 1 Z 4 bestimmten Forderungen und Verbindlichkeiten hat auf der Grundlage der
urspringlich vereinbarten Laufzeit oder Kiindigungsfrist zu erfolgen.

30a. (zu & 64 Abs. 4 und 5)
§ 64 Abs. 4 und 5 sind erstmals auf Geschaftsjahre anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 1995 beginnen.
30b. (zu § 64 Abs. 6)
8§ 64 Abs. 6 ist erstmals auf Geschaftsjahre anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 1998 beginnen.
(Anm.: Z 30c aufgehoben durch BGBI. | Nr. 141/2006)
30d. (zu 8 77 Abs. 4 und 5)

Die Erteilung von Auskiinften und die Ubermittlung von Informationen gem&R§ 77 Abs. 4 und 5 in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBI. Nr. 445/1996 ist ab dem 1. August 1996 zuldssig.

(Anm.: Z 31 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 141/2006)
31a. (zu 88 93 bis 93b)

Die Anmeldung von Forderungen aus sicherungspflichtigen Wertpapierdienstleistungen gemafR§ 93 Abs. 3c in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 63/1999 kann ab der Kundmachung des BundesgesetzesBGBI. |
Nr. 63/1999 fiur alle Sicherungsfalle erfolgen, die ab dem 26. September 1998 eingetreten sind. Die in§8 93

Abs. 3c genannte Frist beginnt fir vor dem 1. Mai 1999 angemeldete Forderungen ab diesem Tag zu laufen.
32. (zu§93 Abs. 8)

Kreditinstitute aus Mitgliedstaaten (§ 9 Abs. 1), die in Osterreich sicherungspflichtige Einlagen entgegennehmen
und keiner vergleichbaren Einlagensicherungseinrichtung angehéren, haben diesen Umstand in ihrer Werbung
und in der Vertragsurkunde deutlich erkennbar zu machen und gegebenenfalls im Kassensaal der Zweigstelle
auszuhangen.

32a. (zu 893 Abs. 8 und 8a)

Bei zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des BundesgesetzesBGBI. | Nr. 63/1999 bereits bestehenden
Geschaftsverbindungen ist den Einlegern und Anlegern im Rahmen der dem Inkrafttreten nachstfolgenden
Kontomitteilung Giber den JahresabschluR ein Hinweis auf die Méglichkeit der Ubermittlung oder Aushandigung
von Informationen Uber das Sicherungssystem zu Ubermitteln. Erfolgt die Kommunikation mit dem Einleger
oder Anleger nur durch eigenstandiges Abfragen der Kontodaten, so ist nach MalRgabe der technischen
Méglichkeiten auf die Mdoglichkeit der Ubermittlung oder Aushindigung von Informationen Uber das

Sicherungssystem hinzuweisen.

(Anm.: Z 33 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 141/2006)

In Kraft seit 03.01.2018 bis 31.12.9999

© 2024 JUSLINE
JUSLINE® ist eine Marke der ADVOKAT Unternehmensberatung Greiter & Greiter GmbH.

www.jusline.at


https://www.jusline.at/gesetz/bwg/paragraf/64
https://www.jusline.at/gesetz/bwg/paragraf/64
https://www.jusline.at/gesetz/bwg/paragraf/64
https://www.jusline.at/gesetz/bwg/paragraf/64
https://www.jusline.at/gesetz/bwg/paragraf/64
https://www.jusline.at/gesetz/bwg/paragraf/64
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2006/141
https://www.jusline.at/gesetz/bwg/paragraf/77
https://www.jusline.at/gesetz/bwg/paragraf/77
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1996_445_0/1996_445_0.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2006/141
https://www.jusline.at/gesetz/bwg/paragraf/93
https://www.jusline.at/gesetz/bwg/paragraf/93
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1999_63_1/1999_63_1.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1999_63_1/1999_63_1.pdf
https://www.jusline.at/gesetz/bwg/paragraf/93
https://www.jusline.at/gesetz/bwg/paragraf/93
https://www.jusline.at/gesetz/bwg/paragraf/9
https://www.jusline.at/gesetz/bwg/paragraf/93
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1999_63_1/1999_63_1.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2006/141
file:///

	§ 103 BWG Übergangsbestimmungen
	BWG - Bankwesengesetz


